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Pressemitteilung vom 04.09.2003

Landesregierung soll sich im Bundesrat für Gemeinden einsetzen

Präsidium des Gemeindetags fordert Ende der Blockadepolitik

Stuttgart. Ein Ende der Blockadepolitik in Sachen Gemeindefinanzen fordert das Präsidium des Gemeindetags von der Landesregierung, wenn der Bundesrat nach den Sommerferien seine Arbeit wieder aufnimmt. „Das Land hat eine verfassungsmäßige Verpflichtung, die Interessen seiner Kommunen in Berlin zu vertreten. Allgemeine Zusicherungen reichen nicht aus,“ sagte Präsident Otwin Brucker am Mittwochabend nach der Sitzung des Führungsgremiums seines Verbands.

Von der Landesregierung erwartet der Gemeindetag, im Bundesrat

· ihre Blockadepolitik bei der Gewerbesteuer aufzugeben und für eine Revitalisierung der wichtigsten Kommunalsteuer einzutreten,

· auf die Ablehnung einer erhöhten Umsatzsteuerbeteiligung der Gemeinden zu verzichten,

· nachdrücklich eine Senkung der Gewerbesteuerumlage zu verlangen,

· die bayerischen Initiativen für eine Soforthilfe zur Stabilisierung der Gemeindefinanzen und zur Senkung der Jugenhilfekosten zu unterstützen,

Zudem solle die Landesregierung direkt für eine Entlastung der Kommunen sorgen, also

· ihre Absicht aufgeben, im Jahr 2004 den kommunalen Finanzausgleich erneut zu kürzen,

· die übermäßige Belastung der Gemeinden bei der Mitfinanzierung des Länderfinanzausgleichs abbauen,

· auf eine Kompensation verzichten, wenn der Bund die Sozialhilfe von Kosten der Arbeitslosigkeit entlastet,

· für eine gesamtgesellschaftliche Finanzierung der Eingliederungshilfe für Behinderte sorgen,

· die Einsparung kommunaler Ausgaben ermöglichen, ohne den Landeshaushalt zu belasten, etwa durch Bekämpfung von Sozialhilfemissbrauch oder sachgerechte Neuregelung der Lernmittelfreiheit.

Brucker verlangte eine Regelung der kommunalen Beteiligung am Länderfinanzausgleich vor der Kommunalwahl 2004. Er erneuerte seine Forderung nach Soforthilfen: „Wenn Ministerpräsident Teufel seinen Städten und Gemeinden wirklich helfen will, muss er dem Beispiel Bayerns folgen. Dort ist den Gemeinden eine Aufstockung der kommunalen Finanzausgleichsmittel in Höhe von rund 300 Millionen Euro zugesagt worden.“
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